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Vorwort 

Diese Arbeit wurde im Dezember 1995 bei der Friedrich-Schiller-Universität 
Jena als Dissertation eingereicht und sechs Monate später im Rahmen eines 
Kolloquiums verteidigt. Für die Drucklegung wurde das Manuskript aktuali-
siert, wobei insbesondere das Thüringer Schiedsstellenänderungsgesetz vom 
März 1996 zu berücksichtigen war. Diese Novellierung fUhrte in Thüringen 
einerseits zu einer partiellen Angleichung des rechtlichen Regelungsrahmens an 
das tradierte Schiedsmannswesen in den alten Bundesländern. Andererseits 
wurden die Vorschriften über das Schlichtungsverfahren zur außergerichtlichen 
Erledigung einer Strafsache - einem Hauptschwerpunkt dieser Arbeit -
weitgehend geändert. Bei der Aktualisierung der Dissertation wurde dennoch 
deren konzeptioneller Ansatz auch an den Stellen beibehalten, an denen das 
Änderungsgesetz zur Aufhebung spezieller Regelungen des DDR-Schieds-
stellengesetzes fUhrte, welche Untersuchungsgegenstand der Arbeit waren. Eine 
derartige Vorgehensweise schien schon mit Blick auf die in den Bundesländern 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Sachsen-Anhalt fort-
geltenden Regelungen gerechtfertigt. 

Die vorliegenden Untersuchungen wurden durch die großzügige Förderung 
der Studienstiftung des deutschen Volkes ermöglicht: Sie gewährte nicht nur ein 
Promotionsstipendium sondern u. a. auch finanzielle Zuschüsse zu den Befra-
gungen. HierfUr möchte ich nochmals Dank sagen. 

Dank gebührt auch Herrn Professor Dr. Günther Kräupl, Kriminologe an der 
Friedrich-Schiller-Universität Jena, fUr die Übernahme der wissenschaftlichen 
Betreuung und die rasche Anfertigung des Erstgutachtens. Danken möchte ich 
auch Herrn Professor Dr. Hans-Joachim Behrendt fUr die Erstellung des Zweit-
gutachtens. 

Vor allem die praktischen Untersuchungen in dieser Arbeit wären ohne die 
Unterstützung durch den Bund Deutscher Schiedsmänner und -frauen (BDS), 
Bochum, nicht möglich gewesen. Insbesondere sei hier Herrn Väth, dem ersten 
stellvertretenden Bundesvorsitzenden und Direktor des Amtsgerichts Euskir-
ehen, gedankt. Durch seine Fürsprache konnte ich nicht nur die Thüringer 
Schiedspersonenbefragung durchfUhren, sondern auch an einer Vielzahl von 
Schulungen und Treffen von Thüringer Schiedspersonen teilnehmen, was mir 
einen recht umfassenden Einblick in die Arbeit der Schiedspersonen ermög-
lichte. 
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Gleichzeitig möchte ich mich aber auch bei den Schiedspersonen aus Jena 
und ganz Thüringen bedanken, da sie durch langjährige bereitwillige Auskünfte 
und späteres Ausfilllen der Fragebögen einen wichtigen Teil der Untersuchun-
gen erst ermöglicht haben. 

Die statistische Auswertung der Fragebögen wurde zu einem wichtigen Teil 
durch das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsen ausgefilhrt, bei 
dessen Direktor, Herrn Professor Dr. Christian Pfeiffer, ich mich ebenfalls ganz 
herzlich bedanken möchte. 

Nicht zuletzt danke ich Frau Professor Dr. Heike Ludwig filr die Diskus-
sionsbereitschaft sowie Herrn Dr. Ingolf Lewandowski filr seine wertvollen 
Ratschläge. 

Heidelberg, im Frühjahr 1997 Britta Schubel 
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Th. Schp.-FB 

2 Schubei 
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Beschluß des Staatsrates der Deutschen Demokratischen 
Republik über die Tätigkeit der Schiedskommissionen -
Schiedskommissionsordnung - vom 12.3.1982, GBI. I, 
283; Ber. GBI. I 1983,276. 

Beschluß des Staatsrates der DDR zur Änderung des Be-
schlusses des Staatsrates der DDR über die Tätigkeit der 
Schiedskommissionen - Schiedskommissionsordnung -
vom 3.3.1989, GBI. I, 118. 

Fragebogen zur Befragung ehemaliger Schiedskommis-
sionsmitglieder der Stadt Jena mit Antwortergebnissen 
(vgl. Anhang 4) 

Schiedskommissionsrichtlinie 

Richtlinie des Staatsrates der Deutschen Demokratischen 
Republik über die Bildung und Tätigkeit von Schieds-
kommissionen vom 21.8.1964, GBI. I, 115. 

Schiedsmannszeitung, ab Juli 1993 Schiedsamtszeitung 

Schiedsstellengesetz 

Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches, des Anpas-
sungsgesetzes und des Gesetzes zur Bekämpfung von 
Ordnungswidrigkeiten vom 19.12.1974, GBI. I, 591. 

Gesetz zur Ergänzung des Strafgesetzbuches - Straf-
rechtsergänzungsgesetz- vom 11.12.1957, GBI. 1,643. 

Strafgesetzbuch der BRD 

Strafgesetzbuch der Deutschen Demokratischen Repu-
blik - StGB - vom 12.1.1968, GBI. I, 1. 

Strafgesetzbuch der DDR von 1968 i. d. F. vor dem 
Inkrafttreten des GGG vom 25.3.1982. 

Strafgesetzbuch der DDR von i968 i. d. F. nach dem 
Inkrafttreten des GGG vom 25.3.1982. 

Strafprozeßordnung der BRD 

Gesetz über das Verfahren in Strafsachen in der Deut-
schen Demokratischen Republik vom 2.10.1952, GBI. 
996. 

Strafprozeßordnung der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 12.1. 1968, GBI. 1,49. 

Fragebogen zur Befragung Thüringer Schiedspersonen 
mit Antwortergebnissen (vgl. Anhang 7) 
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ThOrSchStG 

TmJ 

TOA 

u. a. 

v 
v. 

Verfassung-1968 

VerfehlungsVO-1968 

vgl. 

VO-1958 

z. B. 

Ziff. 

ZRP 

ZStW 

ZZP 

AbkOrzungsverzeichnis 

ThOringer Gesetz Ober die Schiedsstellen in den 
Gemeinden - ThOringer Schiedsstellengesetz - , GVBI. 
ThOringen 1996, 17. 

Justizministerium des Landes ThOringen 

Täter-Opfer-Ausgleich 

und andere 

Variable eines Fragebogens 

vom 

Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 6.4.1968, GBI. 1,199. 

Erste DurchfUhrungsverordnung zum EinfUhrungsgesetz 
des StGB - Verfolgung von Verfehlungen - vom 
1.2.1968, GBI. 11, 89. 

vergleiche 

Verordnung Ober die SOhnesteIlen - Schiedsmannsord-
nung - vom 22.9.1958, GBI. 1,690. 

zum Beispiel 

Ziffer 

Zeitschrift fUr Rechtspolitik 

Zeitschrift fUr die gesamte Strafrechtswissenschaft 

Zeitschrift fUr Zivilprozeß 

Andere Bezeichnungen und Fachausdrücke werden in der üblichen Weise 
abgekürzt. 
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Im wiedervereinigten Deutschland konzentrierte sich die rechtspolitische 
Diskussion der vergangenen Jahre u. a. auf zwei miteinander verbundene The-
men: Zum einen ging es um die notwendige Entlastung der Justiz durch eine 
Verminderung des Geschäftsanfalls. Damit einhergehend wurden zum anderen 
wiederholt Maßnahmen rur eine spürbare Kostensenkung im Justizbereich ein-
gefordert. Trotz verschiedener bisher unternommener Versuche konnte aller-
dings bislang weder eine deutlich spürbare Entlastung der Staatsanwaltschaften 
und Gerichte noch eine Kostensenkung erreicht werden. Da sich die Probleme 
mit jedem Jahr aber weiter verschärfen, ist die Suche nach effizienten Lösungs-
wegen, die ein ordnungsgemäßes Funktionieren der Justiz auch noch in den 
nächsten Jahren und Jahrzehnten gewährleisten, dringlicher denn je. Gegenwär-
tig werden zur Lösung dieser Probleme vor allem zwei Arten von Maßnahmen 
als geeignet angesehen: 

Auf der einen Seite geht es um die dringend notwendige Modernisierung der 
Justizorganisation und auf der anderen um die verstärkte Förderung der außer-
gerichtlichen Konflikt- und Streitbeilegung'. Hinsichtlich der justizentlastenden 
Auswirkungen einer verbesserten Organisation des Geschäftsablaufs in den 
Staatsanwaltschaften und Gerichten existieren schon einige vielversprechende 
Untersuchungen2, deren Ergebnisse in der Praxis schrittweise bekanntgemacht 
und umgesetzt werden. Auch rur den Bereich der außergerichtlichen Streiterle-
digungsmöglichkeiten gibt es verschiedenartige Untersuchungen und Ansätze, 
eine Justizentlastung konnte jedoch durch bislang existente Formen und Institu-
tionen nur in einem kaum spürbaren Maße erreicht werden. Aus diesem Grund 
werden auf der Suche nach effektiven Wegen außergerichtlicher Konfliktlösung 
gegenwärtig verstärkt auch die Vorgehensweisen anderer Länder und deren 
Anwendbarkeit in Deutschland hinterfragt. Daneben werden aber auch eigene, 

, Vgl. z. B.: Vereinfachung und Beschleunigung von Strafverfahren - Verkürzung 
des Rechtsschutzes? BT-Druck. 13/2328. Danach will Bundesregierung nunmehr eine 
Gesamtreform des Strafverfahrensrechts vorantreiben, 26. Siehe auch Leutheusser-
Schnarrenberger. NJW 1995, 2441, 2442. 

2 Wibera. Vergleichende Organisationsuntersuchung Verwaltungs-lFinanzgerichte, 
Köln 1991; KoetzlFrühauf, Organisation der Amtgerichte, Köln 1992; KoetzlWernerl 
HagenerlLöw. Organisation der Kollegialgerichte und des Instanzenzuges der ordentli-
chen Gerichtsbarkeit, Köln 1993. Vgl. des weiteren Strempel/KoetzIGötzel. DRiZ 1990, 
121-126; Koetz. KritV 1992,284-295. 

2' 
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in ihren Potenzen noch nicht ausgeschöpfte, historisch gewachsene Regulie-
rungsmöglichkeiten zwecks Wiederbelebung und Ausbau analysiert. Im Rah-
men dieser Bemühungen steht u. a. das in sieben alten Bundesländern etablierte 
Schiedsamtswesen, also die außergerichtliche Konfliktschlichtung auf bürger-
lich- und strafrechtlichem Gebiet durch ehrenamtlich tätige juristische Laien, 
immer wieder im Mittelpunkt der Diskussionen3. 

Seit der Wiedervereinigung Deutschlands sind jedoch in diese Analysen und 
Untersuchungen auch die Möglichkeiten der außergerichtlichen Konflikt-
schlichtung durch Schiedsstellen in den neuen Bundesländern einzubeziehen. 
Die Schiedsstellen waren auf grund des noch von der Volkskammer der DDR im 
September 1990 verabschiedeten Schiedsstellengesetzes in den Kommunen der 
neuen Bundesländer einzurichten. Diese Institutionen knüpfen in ihrer Tätigkeit 
grundlegend sowohl an das historisch gewachsene (heute mittlerweile 
170jährige) deutsche Schiedsmannswesen als auch an die Tätigkeit der 
Schiedskommissionen in der DDR an. Durch diese verschiedenen Anknüpfun-
gen unterscheiden sich die Schiedsstellen in ihrer Besetzung und Tätigkeit 
deutlich von den Schiedsämtern in den alten Bundesländern. Umfassende Un-
tersuchungen zur Tätigkeit der Schiedsstellen liegen - soweit ersichtlich - bisher 
noch nicht vor. 

Das Hauptanliegen dieser Arbeit ist es deshalb, die gegenwärtigen und zu-
künftigen außergerichtlichen Konfliktschlichtungspotentiale von Schiedsstellen 
in den Gemeinden der neuen Bundesländer - vor allem auf strafrechtlichem 
Gebiet - zu eruieren. Dazu werden die gesetzlichen Grundlagen und das Wirken 
der Schiedsstellen analysiert und der Aufbau dieser Institutionen anband von 
empirischen Untersuchungen im Land Thüringen exemplarisch dargestellt. 
Ferner soll geklärt werden, ob und inwieweit dieser Versuch der Vorschaltung 
einer außergerichtlichen Schlichtungseinrichtung durch ehrenamtlich tätige, 
juristische Laien dazu beitragen kann, die Staatsanwaltschaften und die Ge-
richte von leichten strafrechtlichen Delikten zu entlasten. 

Als Anfang 1992 mit den Untersuchungen begonnen wurde, sollten diese 
schwerpunktmäßig auf eine Analyse der praktischen Probleme beim Aufbau des 
Schiedsstellensystems ausgerichtet werden. Zwar wurde schon zu diesem Zeit-
punkt nicht übersehen, daß die Institution der Schiedsstellen eine der wenigen 
Einrichtungen war, mit denen die Gesetzgeber des Einigungsvertrages versuch-
ten, spezifische Entwicklungen der DDR-Rechtsordnung (die Schiedskommis-
sionen) mit einer tradierten deutschen Institution (dem Schiedsmanns- bzw. 
Schiedsamtswesen) zu verknüpfen und so rur die nun gemeinsame Rechtsent-

3 So war auch eine der vier Abteilungen des Ende September 1995 durchgeführten 
16. Deutschen Richtertages dem Thema "Alternativen zur Justiz - Neue Wege zur Kon-
fliktbewältigung" gewidmet. In der Diskussion zu diesem Thema wurde mehrmals auf 
das Schiedsamtswesen in Deutschland eingegangen. 
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wicklung fruchtbar zu machen. Die Anknüpfung an die Schiedskommissionen 
wurde jedoch zunächst mehr als eine äußerliche und nicht konzeptionell-
inhaltliche, als eine eher allgemeine und weniger praktisch-bedeutsame begrif-
fen. 

Im Laufe ihrer Untersuchungen mußte die Autorin jedoch vor allem durch 
eigene Befragungen und durch Mitarbeit beim Aufbau von Schiedsstellen in 
und um Jena (Thüringen) feststellen, daß die Bezüge zu den Schiedskommis-
sionen in der DDR sowohl bei den gesetzlichen Grundlagen als auch in der 
Praxis der Schiedsstellen wesentlich darüber hinausgehen. Diese Bezüge sind 
zunächst einmal personeller Natur. Eine vom DDR-Gesetzgeber angestrebte 
personelle Anknüpfung ist im engeren Sinne - direkte Umwandlung von 
Schiedskommissionen in Schiedsstellen - sicher weitgehend gescheitert, sie muß 
aber umfassender begriffen werden. So sind viele Schiedspersonen deutlich von 
ihren mit gesellschaftlichen Gerichten in der DDR (Schieds- und Konfliktkom-
missionen) direkt oder indirekt gemachten Erfahrungen geprägt. Dies gilt nach-
weislich auch fiir Schiedspersonen, die nicht selbst Mitglied in einer Schieds-
oder Konfliktkommission waren, aber mit den gesellschaftlichen Gerichten 
irgendwann einmal Kontakt hatten. Selbst die Schiedspersonen, die als DDR-
Bürger keine unmittelbare Verbindung zu den gesellschaftlichen Gerichten -
insbesondere zu den Schiedskommissionen - hatten, sind in ihren Anschauungen 
und Erwartungen in bezug auf die Schiedsstellen von der Institution der 
Schiedskommissionen beeinflußt. Dies gilt ebenso fiir die Bürger, die diese 
Institution in Anspruch nehmen. 

Es ist daher davon auszugehen, daß die Möglichkeiten und Grenzen außerge-
richtlicher Konfliktschlichtung in den neuen Bundesländern auch wesentlich 
von den Erfahrungen der Bürger mit den gesellschaftlichen Gerichten in der 
DDR abhängen. Diese Erkenntnis legte eine Beschäftigung mit der Entwicklung 
und der Tätigkeit der Schiedskommissionen in der DDR nahe. Hinzu kommt, 
daß es sich beim Schiedsstellengesetz um ein noch im September 1990 vom 
Volkskammer-Gesetzgeber der DDR verabschiedetes Regelwerk handelt, fiir 
dessen Verständnis und Auslegung den bis dahin geltenden Vorschriften erheb-
liche Bedeutung zukommen dürfte. Dies gilt insbesondere fiir diejenigen Rege-
lungen des Schiedsstellengesetzes, die von den Vorschriften westdeutscher 
Schiedsamtsgesetze erkennbar abweichen. 

Erforderlich machte sich daher eine historische Analyse von Entstehung und 
Entwicklung der Schiedskommissionen als einem Teil der gesellschaftlichen 
Gerichte in der DDR. Sie wird im 1. Teil der Arbeit vorgenommen. Der große 
Umfang dieser Ausfiihrungen ist in erster Linie darauf zurückzufiihren, daß 
schon bei der Sichtung der zu den Schiedskommissionen veröffentlichten Lite-
ratur deutlich wurde, daß diese nur begrenzt in der Lage war, ein realistisches 
Bild über das Wirken der Kommissionen in den Wohngebieten zu zeichnen. 
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